
Allgemeine 
Geschäftsbedingungen
in Verbindung mit einer Flüssiggas-Versorgungsanlage 
bzw. Füllanlage für Gewerbekunden (1/2)

1. Geltung
1.	 Diese Geschäftsbedingungen gelten für alle auch zukünftigen Lieferungen und Leistungen.
2.	 Geschäftsbedingungen des Bestellers wird hiermit widersprochen. Sie gelten auch dann nicht, wenn wir ihnen 

nicht nochmals nach Eingang bei uns ausdrücklich widersprechen.

2. Allgemeines
1.	 Der Kunde wird die mietweise/leihweise zur Verfügung gestellte (im Eigentum von WESTFA stehenden) Flüssig-

gasversorgungsanlage sorgfältig behandeln und Bedienungsanweisungen der WESTFA stets beachten. Änderun-
gen am Tank bzw. der Anlage und dessen/deren Aufstellbedingungen dürfen nur von WESTFA vorgenommen oder 
mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung veranlasst werden. Der Kunde haftet für Schäden, die durch unsachgemäße 
Bedienung oder Behandlung des Flüssiggas-Tank oder den Armaturen entstehen.

2.	 Für den Fall, dass das mit WESTFAGAS versorgte Objekt Dritten übertragen oder überlassen wird, wird der Kunde 
seine Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den Dritten übertragen. Die Übertragung wird erst nach schrift-
licher Zustimmung durch WESTFA wirksam.

3.	 Der Kunde gewährt den  Beauftragten der WESTFA  Zugang zu dem Flüssiggastank zu allen, im Zusammenhang 
mit dem Vertragsverhältnis stehenden Zwecken, insbesondere zum Zwecke der Befüllung als auch zur Durchführung 
bzw. Überprüfung von Wartungsarbeiten innerhalb der normalen Geschäftszeiten. WESTFA behält sich vor, bei nicht 
ordnungsgemäßer Beschaffenheit der Flüssiggas-Versorgungsanlage die Belieferung abzulehnen.

4.	 Die zweckentfremdete Verwendung des mietweise/leihweise zur Verfügung gestellten (im Eigentum von WESTFA 
stehenden) Flüssiggastanks ist unzulässig. Für jede zweckentfremdete Verwendung – insbesondere die Befüllung 
mit Flüssiggas durch einen anderen Lieferanten als WESTFA oder von ihr Beauftragten – gilt eine, von WESTFA der 
Höhe nach, nach billigem Ermessen zu bestimmende, im Streitfall durch das jeweils zuständige Amtsgericht zu über-
prüfende Vertragsstrafe als vereinbart. Die Geltendmachung weiterer Schadenersatzansprüche bleibt vorbehalten.

5.	 Endet der Vertrag – gleich aus welchem Grund (ausgenommen sind Vertragsbeendigungen aufgrund einer 
berechtigten außerordentlichen Kündigung durch den Kunden) – gibt der Kunde die mietweise/leihweise zur 
Verfügung gestellte (im Eigentum vom WESTFA stehende) Flüssiggasversorgungsanlage (Flüssiggasbehälter, Flüs-
siggaszähler, Rohrleitungen und darüber hinaus ggf. Zubehör wie Verdampfer-, Füll- oder Abfüllanlagen, Pumpen, 
Anschlussteile sowie unmittelbar zu den vorgenannten Teilen ergänzendes Anlagenzubehör usw.) in ordnungs-
gemäßem Zustand an WESTFA an dem, dem Wohnsitz des Kunden nächstgelegenen (Behälterlager-) Standort 
WESTFAs zurück. Auf Anfrage des Kunden teilt WESTFA den nächstgelegenen Standort mit.

	 Die Parteien sind sich einig, dass es sich insoweit um eine Bringschuld des Kunden handelt, die am Geschäftssitz 
der WESTFA zu erbringen ist.

	 Der Kunde kann sich zur Erfüllung seiner Rückgabeverpflichtung eines Fachunternehmens bedienen um den sach- 
und fachgerechten Abbau, sowie Rücktransport zu gewährleisten. WESTFA behält sich ausdrücklich vor, sollte die 
Anlage bei Ausbau- und Transport durch den Kunden oder einen, vom Kunden beauftragten Dritten, beschädigt 
werden, die entstandenen Schäden beim Kunden geltend zu machen. Bei Rückführung durch den Kunden hat 
dieser die WESTFA für die Überprüfung des Tanks bei Anlieferung im Lager entstehenden Kosten im angemes-
senen Umfange zu tragen. Auf Anfrage teilt WESTFA die jeweils für die Rückführung anfallenden Kosten mit. 
Ebenfalls auf Anfrage und unter Vorbehalt der Verfügbarkeit kann die Rückführung der Anlage auch über WESTFA 
beauftragt werden. Der Kunde hat WESTFA, da es sich um eine originäre Verpflichtung des Kunden handelt, für 
diesen Fall alle, mit dem Abbau und Rücktransport der Flüssiggasanlage entstehenden Kosten zu erstatten. Hierzu 
zählen insbesondere die Kosten für das Absaugen von Restflüssiggas im Behälter bzw. ggf. das kontrollierte ab-
brennen von Restmengen mittels Fackel sowie möglicherweise das Spülen mit Stickstoff von Behälter, Leitungen 
und Anlagezubehör der Flüssiggasversorgungsanlage (siehe auch Aufzählung oben), erforderliche Erdarbeiten zur 
Freilegung bei (semi-) erdgedeckten Behältern, die durch den Rücktransport entstehenden Speditionskosten inkl. 
Solcher Kosten die für den notwendigen Einsatz besonderer Ausrüstung (bspw. eines Fahrzeuges mit besonders 
langen Kranauslieger oder einer Transportraupe) sowie die Kosten für die Zugänglichmachung des Behälters (so 
z. B. der Rückschnitt von Bewuchs oder aber der Rückbau von baulichen Hindernissen) entstehen. Darüber hinaus 
kann es vor der Rückgabe der Gesamtanlage erforderlich sein, dass zur Flüssiggasversorgungsanlage gehörende 
Anlagenteile elektrisch von der Anlage/voneinander getrennt werden müssen. Hierfür ist der Kunden verantwort-
lich. Die Leistung kann bei WESTFA gegen Kostentragung angefragt werden. Die konkreten Kosten im Einzelfall 
sind abhängig von der Art und dem Standort des Behälters und werden von WESTFA auf Anfrage mitgeteilt. 
WESTFA ist nicht verpflichtet den ursprünglichen Zustand des Grundstückes nach Abbau wiederherzustellen.

 6.	 WESTFA hat für alle Tätigkeiten als Flüssiggasversorgungsunternehmen eine umfassende Betriebshaftpflichtver-
sicherung abgeschlossen. Damit ist die gesetzliche Haftpflicht gegenüber Dritten versichert. Eine Nichtbeachtung 
von versicherungstechnischen Vorschriften, insbesondere Betankung oder sonstige Einwirkung durch Unberech-
tigte, kann zum Verlust des Versicherungsschutzes führen.

7.	 Personenbezogene Daten des Kunden werden durch WESTFA gemäß den jeweiligen gesetzlichen Vorschriften 
(derzeit Datenschutzgrundverordnung – VO EU 2016/679, sowie Bundesdatenschutzgesetz 2018) verarbeitet. 
Wir verweisen insoweit auf die gesondert e Datenschutzerklärung.

3. Preise
1.	 Unsere Preise verstehen sich ab Werk bzw. ab Raffinerie oder Lager zuzüglich Fracht und Gefahrgut-, sowie Mau-

taufschlag. Mit dem Gefahrgut-Zuschlag werden die, für die besonderen Anforderungen an den Transport von Ge-
fahrgut nach ADR und GGVSEB entstehenden Kosten im angemessenen Umfang an den Kunden weiterbelastet. 
Mit dem Mautaufschlag werden die auf mautpflichtigen Straßen und Autobahnen entstehenden Mautkosten in 
angemessenen Umfang an den Kunden weiterbelastet. Die aktuelle Höhe der Aufschläge wird bei der Bestellung 
von Flüssiggas mitgeteilt.

2.	 Der Kunde hat auf etwaige öffentliche oder private Zufahrts- oder Nutzungsbeschränkungen der Zuwegungen 
zur Lieferanschrift im Vorfeld der Belieferung hinzuweisen. Zusatzkosten, die durch die für die Anfahrt des TKW 
im Rahmen der beauftragten Belieferung notwendige Erwirkung von (Einzel-) Ausnahmegenehmigungen nach 
§ 46 StVO (z.B. Aufgrund gewichtsbeschränkter Zuwegungen) für Zuwegungen/Straßen und Gebühren für die 
Sondernutzung (z.B. erhoben durch den jeweiligen Träger der Straßenbaulast) dieser Zuwegungen/Straßen entste-
hen, sind zuzüglich eines angemessenen Aufschlag für den administrativen Aufwand im Zusammenhang mit der 
Beantragung durch den Kunden zu tragen. Da die Gebühren je nach zuständiger Behörde/Gemeinde abweichen 
können, können diese im Vorfeld nicht abschließend beziffert werden. Der Kunde kann diese jedoch bei der 
zuständigen Genehmigungsbehörde eigenständig anfragen.

3.	 Für die Berechnung sowie die Verzollung und Versteuerung ist das an der Lieferstelle durch Verwiegung und 
Vermessung ermittelte Gewicht, bei Anlieferung über geeichten Durchlaufzähler die durch diesen ermittelte Men-
ge maßgebend. Geliefertes Flüssiggas wird am Tag der Belieferung, Tankmiete und Wartungspauschale jeweils 
einmal jährlich (derzeit am 01.07. des Jahres) für das gesamte Kalenderjahr (bei unterjährigem Vertragsabschluss 
für das Rumpfjahr) berechnet. Allen Preisen wird die jeweilige gesetzliche Mehrwertsteuer hinzugerechnet.

4.	 Für den Fall das eine Anmahnung von Forderungen aus dem Vertragsverhältnis, z.B. im Fall der nicht rechtzeitigen/
der Nichtbedienung, seitens WESTFA erforderlich wird, erhebt WESTFA angemessene Mahngebühren. Sollte im 
Rahmen eines vereinbarten SEPA-Lastschriftmandats eine Lastschrift an WESTFA zurückgegeben werden erhebt 
WESTFA Rücklastschriftgebühren in angemessener Höhe. Die Rücklastschrift oder Mahnung wird durch WESTFA 
nur berechnet, wenn das auslösende Ereignis vom Kunden zu vertreten ist. Der Betrag ist höher oder niedriger 
anzusetzen bzw. entfällt, wenn WESTFA einen höheren Schaden nachweist oder der Kunde nachweist, dass ein 
wesentlich geringerer oder überhaupt kein Schaden eingetreten ist. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche 
wegen Zahlungsverzuges durch WESTFA bleibt unberührt.

5.	 Alle Preisangaben beziehen sich auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Sofern Steuern als Teil von Brut-
toberträgen ausgewiesen werden handelt es sich stets um den derzeitigen Steuersatz, also den zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses maßgeblichen Steuersatz. Maßgeblich für den Steueransatz ist jedoch der Zeitpunkt der 
Leistungserbringung. Zur Anwendung gelangt daher stets der dann gültige Steuersatz, unabhängig davon, was 
im Vertragswerk ausgewiesen wird. Der Ansatz der bei Leistungserbringung gültige Steuersatz gilt als zwischen 
den Parteien vereinbart.

4. Zahlungsbedingungen
1.	 Zahlung hat – ohne Skontoabzug – in der Weise zu erfolgen, dass wir am Fälligkeitstag über den Betrag verfügen 

können.
2.	 Bei Verzug berechnen wir Zinsen in Höhe des Verzugszinssatzes. Die Geltendmachung eines weiteren Verzugs-

schadens bleibt vorbehalten.
3.	 Zurückbehaltungsrechte stehen dem Besteller nur insoweit zu, als sie auf demselben Vertragsverhältnis beruhen. 

Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist ausgeschlossen, es sei denn, sie sind unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt.

4.	 Bei Zahlungsschwierigkeiten (z.B. in Form von Rückgabe von vereinbarten Lastschriften) oder unsicherer Vermö-
genslage des Auftraggebers kann WESTFA, unabhängig von einer etwaigen anderen Zahlungsabrede zwischen 
den Parteien, Vorauszahlung für noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen verlangen.

5.	 Die Barzahlung offener Forderungen in den Geschäftsräumlichkeiten der WESTFA ist grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Sofern die Möglichkeit zur Barzahlung ausnahmsweise eingeräumt wird hat der Kunde die WESTFA durch die 
Bareinzahlung – unabhängig von der Höhe des tatsächlich eingezahlten Betrages – entstehenden Mehrkosten 
(durch Verwaltungsaufwand und Bankgebühren) zu erstatten. Für die Abgeltung der mit der Einzahlung verbun-
denen Personalkosten, sowie der entstehenden Bankgebühren, gilt eine Pauschale von 20,00 € zzgl. jeweils 
gültiger gesetzlicher MwSt. (derzeit 19 %, also 23,80 €) unabhängig vom tatsächlich eingezahlten Betrag als 
vereinbart. Dem Kunden ist der Nachweis eines geringeren Schadens unbenommen. 

5. Liefer- und Leistungszeit
1.1.	 WESTFA ist durch entsprechende Vorsorge beim Bezug von Flüssiggas und in der Lagerhaltung bemüht, die 

langfristige Versorgung des Kunden sicherzustellen. Wird WESTFA jedoch durch höhere Gewalt oder durch 
sonstige unvorhersehbare Umstände außerhalb ihres Einflussbereichs an der vertragsgemäßen Versorgung ge-
hindert, so kann sie der Behinderung entsprechend die Lieferungen einschränken oder einstellen, ohne dadurch 
schadensersatzpflichtig zu werden. Die Einzelheiten regeln die folgenden Klauseln:

1.2.	 „Höhere Gewalt“ bedeutet das Eintreten eines Ereignisses oder Umstands, dass WESTFA daran hindert, eine 
oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aus dem Vertrag zu erfüllen, wenn und soweit die von dem 
Hindernis betroffene Partei nachweist, dass: 
(a)	 dieses Hindernis außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und 
(b)	 es zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht in zumutbarer Weise vorhersehbar war; und 
(c)	 die Auswirkungen des Hindernisses von der betroffenen Partei nicht in zumutbarer Weise hätten vermieden 

oder überwunden werden können.
1.3.	 Bis zum Beweis des Gegenteils wird bei den folgenden Ereignissen vermutet, die WESTFA betreffen, sie würden 

die Voraussetzungen unter Absatz 1 lit. (a) und lit. (b) nach Absatz 1 dieser Klausel erfüllen: 
(i)	 Krieg (erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, Handlungen ausländischer Feinde, umfangreiche 

militärische Mobilisierung; 
(ii)	 Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Revolution, militärische oder sonstige Machtergreifung, Aufstand, Ter-

rorakte, Sabotage oder Piraterie; 
(iii)	 Währungs- und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktionen;
(iv)	 rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, Befolgung von Gesetzen oder Regierungsanordnun-

gen, Enteignung, Beschlagnahme von Werken, Requisition, Verstaatlichung; 
(v)	 Pest, Epidemie, Pandemie (soweit ein Gefahrenniveau von mindestens „mäßig“ durch das Robert-Koch-In-

stitut oder von einer vergleichbar anerkannten Stelle eine entsprechendes Gefahrniveau festgelegt ist), 
Naturkatastrophe oder extremes Naturereignis;

(vi)	 Explosion, Feuer, Zerstörung von Ausrüstung, längerer Ausfall von Transportmitteln, Telekommunikation, 
Informationssystemen oder Energie;

(vii)	allgemeine Arbeitsunruhen wie Boykott, Streik und Aussperrung, Bummelstreik, Besetzung von Fabriken 
und Gebäuden.

1.4.	 WESTFA ist ab dem Zeitpunkt, zu dem das Hindernis ihr die Leistungserbringung unmöglich macht, von ihrer 
Pflicht zur Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen und von jeder Schadenersatzpflicht oder von jedem 
anderen vertraglichen

	 Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung befreit; sofern dies unverzüglich mitgeteilt wird. Erfolgt die Mitteilung 
nicht unverzüglich, so wird die Befreiung von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Mitteilung die andere 
Partei erreicht. Ist die Auswirkung des geltend gemachten Hindernisses oder Ereignisses vorübergehend, so 
gelten die eben dargelegten Folgen nur so lange, wie das geltend gemachte Hindernis die Vertragserfüllung 
durch die betroffene Partei verhindert. Hat die Dauer des geltend gemachten Hindernisses zur Folge, dass 
den Vertragsparteien dasjenige, was sie kraft des Vertrages berechtigterweise erwarten durften, in erheblichem 
Maße entzogen wird, so hat jede Partei das Recht, den Vertrag durch Benachrichtigung der anderen Partei 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu kündigen. Sofern nicht anders vereinbart, vereinbaren die Parteien 
ausdrücklich, dass der Vertrag von jeder Partei gekündigt werden kann, wenn die Dauer des Hindernisses 120 
Tage überschreitet.

2.1.	 Eine Vertragspartei ist zur Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten verpflichtet, auch wenn die Ereignisse die Erfül-
lung schwieriger gemacht haben, als zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses berechtigterweise erwartet werden 
konnte.

2.2.	 Wenn eine Vertragspartei ungeachtet von Absatz 1 dieser Klausel nachweist, dass:
a)	 die weitere Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten aufgrund eines Ereignisses außerhalb der ihr zumutbaren 

Kontrolle, welches vernünftigerweise im Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht erwartet werden konnte; und 
dass

b)	 die Vertragspartei das Ereignis oder seine Folgen nicht in zumutbarer Weise hätte vermeiden oder überwin-
den können, sind die Parteien verpflichtet, innerhalb einer angemessenen Frist nach der Geltendmachung 
dieser Klausel alternative Vertragsbedingungen auszuhandeln, die eine angemessene Überwindung der Fol-
gen des Ereignisses ermöglichen.

2.3.	 Wenn Absatz 2 dieser Klausel Anwendung findet, die Parteien jedoch nicht in der Lage waren, alternative Ver-
tragsbedingungen gemäß jenem Absatz zu vereinbaren, ist die Partei, die sich auf diese Klausel beruft, berech-
tigt, den Vertrag aufzulösen, kann aber nicht ohne die Zustimmung der anderen Partei eine Anpassung durch 
den Richter oder Schiedsrichter fordern.

3.	 Falls wir in Verzug geraten, muss uns der Besteller schriftlich eine angemessene Nachfrist setzen. Nach ihrem 
fruchtlosen Ablauf kann er für diejenigen Mengen und Leistungen, die bis zum Ablauf der Nachfrist nicht gelie-
fert / geleistet sind, vom Vertrag zurücktreten.

4.	 Etwaige Schadensersatzansprüche wegen Liefer-/Leistungsverzuges richten sich nach Abschnitt 8 dieser Bedin-
gungen. 

6. Eigentumsvorbehalt
1.	 Alle gelieferten Waren bleiben im Eigentum von WESTFA (Vorbehaltsware) bis zur Erfüllung sämtlicher Forderun-

gen, insbesondere auch der jeweiligen Saldoforderungen, die uns im Rahmen der Geschäftsbeziehungen zuste-
hen. Dies gilt auch für künftig entstehende und bedingte Forderungen und auch, wenn Zahlungen auf besonders 
bezeichnete Forderungen geleistet werden.

2.	 Die Forderungen des Bestellers aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden bereits jetzt an uns ab-
getreten. Sie dienen in demselben Umfange zur Sicherung wie die Vorbehaltsware. Wird die Vorbehaltsware vom 
Besteller zusammen mit anderen, nicht von uns verkauften Waren veräußert, so wird uns die Forderung aus der 
Weiterveräußerung im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen 
verkauften Waren abgetreten.

 3.	 Die Verarbeitung oder Umbildung unserer Ware durch den Besteller wird stets für uns vorgenommen. 
Wird unsere Vorbehaltsware mit anderen uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet oder untrenn-
bar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes unserer 
Vorbehaltsware zu den anderen verarbeiteten oder vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Verar-
beitung oder Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sachen des Bestellers als Haupt-
sache anzusehen sind, so gilt als vereinbart, dass der Besteller uns anteiliges Miteigentum überträgt.

	 Der Besteller verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns. Im Übrigen gilt das Gleiche, 
wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware.

4.	 Auf unser Verlangen ist der Besteller verpflichtet, seine Abnehmer sofort von der Abtretung an uns zu unterrichten 
– sofern wir das nicht selbst tun – und uns die zur Einziehung erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu geben. 
Eine Abtretung von Forderungen aus der Weiterveräußerung ist unzulässig, es sei denn, es handelt sich um eine Ab-
tretung im Wege des echten Factoring, die uns angezeigt wird und bei welcher der Factoring-Erlös den Wert unse-
rer gesicherten Forderung übersteigt. Mit der Gutschrift des Factoring-Erlöses wird unsere Forderung sofort fällig.

5.	 Über eine Pfändung oder andere Beeinträchtigungen der Vorbehaltsware durch Dritte muß der Besteller uns 
unverzüglich benachrichtigen. Der Besteller trägt alle Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs oder zur Weg-
schaffung der Vorbehaltsware aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht von Dritten erstellt werden.
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7. Versand
1.	 Versandweg und Transportmittel sind mangels besonderer Vereinbarung unserer Wahl überlassen. Wir sind zur 

Prüfung der vom Besteller gestellten Transportmittel und Lagerbehälter auf Eignung, Sauberkeit und Fassungsver-
mögen nicht verpflichtet.

2.	 Kesselwagen werden von uns ausschließlich für den Transport und eine 48-stündige Entleerungsfrist kostenlos zur 
Verfügung gestellt und dürfen vom Besteller weder weiterverwandt noch anderweitig befüllt werden. Falls nichts 
anderes vereinbart, kann die Rückgabe an das von uns angegebene Auslieferungslager oder die Raffinerie unfrei 
erfolgen. Werden Kesselwagen nicht innerhalb der genannten Frist zurückgegeben, berechnen wir die üblichen 
Benutzungsgebühren. Standgelder und Anschlussgebühren am Empfangsort gehen zu Lasten des Bestellers.

3.	 Leihverpackungen sind an unser Lager zurückzuliefern. Sonstige Verpackungen nehmen wir im Rahmen der ge-
setzlichen Vorschriften an unserem Lager zurück. Kosten des Bestellers für den Rücktransport oder eine eigene 
Entsorgung übernehmen wir nicht.

8. Gewährleistung
Für Mängel der Ware leisten wir nach den folgenden Vorschriften Gewähr:
1.	 Mängelrügen sind unverzüglich nach Empfang der Ware, spätestens aber innerhalb von 7 Tagen seit Ablieferung 

schriftlich anzuzeigen. Mängel, die auch bei sorgfältigster Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden 
können, sind unverzüglich nach Entdeckung, spätestens vor Ablauf der Gewährleistungsfrist schriftlich anzuzeigen.

2.	 Bei berechtigter, fristgerechter Mängelrüge nehmen wir die beanstandete Ware zurück und liefern an ihrer Stelle 
mangelfreie Ware. Bei Fehlschlagen der Ersatzlieferung kann der Besteller Rückgängigmachung des Vertrages 
oder Herabsetzung der Vergütung verlangen.

3.	 Für die Ersatzlieferung leisten wir in gleicher Weise Gewähr wie für die ursprüngliche Lieferung oder Leistung.

9. Haftungsbegrenzung
Wegen Verletzung vertraglicher und außervertraglicher Pflichten, insbesondere wegen Unmöglichkeit, Verzug, Ver-
schulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung haften wir – auch für unsere leitenden Angestellten und 
sonstigen Erfüllungsgehilfen – nur in Fällen des Vorsatzes und der groben Fahrlässigkeit, beschränkt auf den bei 
Vertragsabschluss voraussehbaren vertragstypischen Schaden. Die Haftungsbegrenzung gilt nicht für die Haftung für 
Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung 
des Verwenders oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfül-
lungsgehilfen des Verwenders beruht, sowie die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz.

10.	Zölle und Steuern
WESTFAGAS ist als „Brenngas“ steuerbegünstigt und darf nur für die Erzeugung von Wärme und Licht verwendet 
werden. Wenn es als „Treibgas“ oder „Autogas“ für motorische Zwecke bestimmt ist, muss es entsprechend höher 
besteuert von WESTFA bezogen werden.
1.	 Bei Bezug von Zoll und steuerbegünstigter Ware hat sich der Besteller vorher zu vergewissern, dass die Ware den 

Voraussetzungen für den von ihm gewünschten abgabenbegünstigten Bezug entspricht und – falls erforderlich – 
rechtzeitig die Erlaubnis hierfür vorzulegen bzw. nachzuweisen.

2.	 Ist es dem Besteller nicht möglich, die erforderliche Erlaubnis beizubringen oder wird die Erlaubnis widerrufen, 
so bleibt er zur Abnahme der gekauften Menge verpflichtet. Er hat auf unser Verlangen die Ware voll verzollt/
versteuert zu beziehen.

3.	 Bei Lieferung von Zoll-/Steuergut, insbesondere in einem besonderen Zoll oder Steuerverkehr, ist der Besteller 
zu bestimmungsgemäßer Verwendung verpflichtet. Sollten uns im Falle bestimmungswidriger Verwendung oder 
sonstiger Verletzung von Zoll-/Steuervorschriften durch den Besteller selbst, seine Abnehmer oder von ihm be-
auftragte Personen abgabenrechtliche Folgen treffen, so haftet uns der Besteller für die entsprechenden Beträge. 
Etwaige gegen uns ergehende Steuer- und Zollbescheide werden wir mit Rechtsmitteln angreifen, wobei uns der 
Besteller von allen uns in diesem Zusammenhang entstehenden Kosten befreit.

11. Schlussbestimmungen
1.	 Ausschließlicher Gerichtsstand ist nach unserer Wahl unser Sitz oder der Sitz des Bestellers. Ist dieser kein Kauf-

mann, gilt der gesetzliche Gerichtsstand.
2.	 Für alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Besteller gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 

Ausschluss des CISG (UN-Kaufrecht).
3.	 Ergänzungen und/oder Änderungen bedürfen der beiderseitigen Schriftform. Dies gilt auch für die Abbedingung 

des Schriftformerfordernisses.
4.	 Sollte eine Bestimmung dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam sein oder werden, wird dadurch 

die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Soweit die Vereinbarung oder diese Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen Regelungslücken enthalten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksa-
men Regelungen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen der Vereinba-
rung und dem Zweck dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke 
gekannt hätten.

12. Angebotsbedingungen
1.	 Geltungsbereich - Diese Bedingungen gelten für alle Angebote WESTFAs die unter Bezug auf diese Bedingungen 

abgegeben werden.
2.	 Rechtbindung - Angebote WESTFAs sind vorbehaltlich einer ausdrücklichen, anderweitigen Zusage in Textform in 

Abweichung zu § 145 BGB freibleibend. Bei freibleibenden Angeboten behält sich WESTFA ausdrücklich vor die 
angebotenen Preise aufgrund geänderter preisbildender Faktoren wie bspw. Produkteinstandspreise, Material-, 
Personal- und Frachtkosten oder Belastungen wie Steuern und Abgaben, anzupassen, Angebotsbedingungen zu 
ändern respektive hinzuzufügen, oder von dem Angebot vollständig zurückzutreten.

	 Sofern WESTFA sich durch eine abweichende Zusage ausdrücklich an den Angebotsinhalt gebunden hält, bezieht 
sich der Rechtsbindungswillen nur auf die angebotenen Konditionen unter der aufschiebenden Bedingung der 
Einigung über die zusätzlichen Abreden und Bedingungen, die die WESTFA Vertragsdokumente zu der Abwick-
lung des Vertragsverhältnisses und der Ausgestaltung der Rechtsbeziehungen enthalten. Die WESTFA Vertrags-
dokumente, die auf Ihre Angebotskonstellation Anwendung finden, können Sie bei Interesse bei WESTFA, dort 
über Ihren Ansprechpartner, zum Zwecke der Einsichtnahme anfordern. Die vorstehende Bindung besteht, in 
Konkretisierung zu § 147 Abs. 2 BGB, nur für die Dauer der von WESTFA im Angebot bezeichneten Bindungsfrist. 
Maßgeblich für das Vertragsverhältnis sind nur die Abreden, die Eingang in den Vertrag gefunden haben. Leis-
tungen oder Leistungsmodalitäten, die im Rahmen der Angebotsphase durch WESTFA angeboten, aber durch die 
Parteien nicht ausdrücklich in den Vertrag mit aufgenommen wurden, gelten nicht als vereinbart und sind für die 
Vertragsbeziehung unbeachtlich.

3.	 Haftung - Angebote stellen nur eine Präsentation der Leistungen und Produkte der WESTFA durch den Berater, in 
dem, mit Ihnen abgestimmten Inhalt dar. Dabei basieren die, den Angeboten zugrunde gelegten Spezifikationen 
- sofern mit Ihnen nicht ausdrücklich in Textform abweichend vereinbart - auf Ihren Angaben zu der angefragten 
Leistung. WESTFA übernimmt keine Gewähr für die Richtigkeit und/oder Vollständigkeit ihrer Angaben und infolge 
vor Vertragsschluss keine Haftung für die Geeignetheit der angebotenen Auswahl an Produkten und Dienstleis-
tungen für die von Ihnen intendierten Zwecke. Beratungsleistungen erbringt WESTFA ausdrücklich nur, sofern 
diese gesondert vereinbart wurden. WESTFA verpflichtet sich ausschließlich zur Erbringung der, im Rahmen der 
finalen vertraglichen Abrede vereinbarten Leistungen.

4.	 Besonderer Aufwand bei der Angebotserstellung - Sind für die Erstellung von Angeboten zusätzliche Leistungen 
WESTFAs erforderlich, die über den üblichen Aufwand hinausgehen, behält sich WESTFA vor, das Angebot nur 
unter Zusage der Übernahme der insoweit entstehenden Kosten durch Sie zu erstellen. Die Parteien werden dann 
insoweit eine entsprechende, gesonderte Abrede, treffen.

Zur Kenntnis genommen (Kunde)
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Allgemeine 
Geschäftsbedingungen
in Verbindung mit einer Flüssiggas-Versorgungsanlage 
bzw. Füllanlage für Gewerbekunden (2/2)
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